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„Lasst uns c/en Weg der Ähnen

zur Freiheit weiter bahnen
und niemals stiJ/e stehn".

Me/nrad L/enert

V ...-V

Der Gesetzestext, dem der Zürcher Kantonsrat Montag, den 17.

Februar 1947 mit 111 : 4 Stimmen zustimmte, lautet:

Gesetz über das Wahlrecht und die Wählbarkeit der
Frauen im Kanton Zürich

§ 1. Bei Wahlen in Kirchen-, Schul- und Fürsorgebehörden der
Gemeinden und Bezirke, sowie bei Wahlen von Primär- und Sekundär-
lehrern und Geistlichen sind Schweizerbürgerinnen unter den für Schwei-

zerbürger geltenden Voraussetzungen stimmberechtigt.

§ 2. Als Fürsorgebehörden im Sinne von § 1 gelten: Armenpflege,
Organe zur Durchführung der Altersbeihilfe, sowie der Alters- und Hin-
terlassenenversicherung. Der Kantonsrat bestimmt für künftige Behörden
dieser Art deren Unterstellung unter das vorliegende Gesetz.

§ 3. Frauen sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Männer
in diese Behörden und Aemter, mit Ausnahme des Pfarramtes, wählbar.
Frauen sind ausserdem in die Vormundschaftsbehörden, beziehungsweise
Waisenämter wählbar, sofern deren Funktionen nicht durch den Gemeinde-

rat oder einen Ausschuss desselben ausgeübt werden. Für Frauen besteht
kein Amtszwang.

Bestimmungen anderer Gesetze, die Schweizerbürgerinnen für wei-
tere Aemter als wählbar erklären, bleiben vorbehalten.

§ 4. Werden Schweizerbürgerinnen in eine Behörde gewählt, so

finden die Unvereinbarkeitsbestimmungen wegen Verwandtschaft im Sinne

von Art. 11 der Verfassung Anwendung. Ehegatten können nicht einer
und derselben Behörde angehören.

§ 5. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über das Stimmrecht und
die Wählbarkeit der Frauen können in ihren kirchlichen Angelegenhei-
ten durch die staatlich anerkannten römisch-kathol. Kirchgemeinden ein-

geschränkt oder aufgehoben werden.

§ 6. In jeder politischen Gemeinde wird ein Verzeichnis der stimm-
berechtigten Frauen geführt.

§ 7. Dieses Gesetz tritt 9 Monate nach seiner Annahme durch das

Volk in Kraft.
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Herr Kantonsrat Nägeli hat seine Motion für ein integrales Frauen-
Stimmrecht in eine Einzelinitiative umgewandelt, die vom Kantonsrat
ebenfalls am 17. Februar mit 77 Stimmen angenommen wurde. Nun
soll im Laufe des Frühlings über beide Vorlagen, d. h. über das obige
Gesetz und die Initiative Nägeli abgestimmt werden.

Die kantonsrätliche Kommission hat sorgfältig erwogen, wie dies
mit einem Urnengang möglich wäre, wie gleichzeitig die Befürworter
eines integralen Frauenstimm- und -Wahlrechtes mit den Verfechtern
eines partiellen Wahlrechtes im Interesse der Sache an die Urne gebracht
werden könnten. Zwei juristische Gutachten prüften die Möglichkeiten
des Abstimmungsverfahrens und empfehlen eine Eventualabstimmung.
Das überparteiliche Aktionskomitee für das Frauenstimmrecht im Kanton
Zürich sprach sich einstimmig für das empfohlene Abstimmungsverfahren
aus, ebenso die Mitglieder- und Delegiertenversammlung der Frauen-
stimmrechtsvereine im Kanton Zürich und angeschlossener Verbände vom
15. Februar 1947. Sie richteten an den Regierungsrat folgende Resolution:

Die an der Versammlung vom 15. Februar anwesenden Frauen
sind sich bewusst, dass eine Vorlage für ein integrales Stimm- und
Wahlrecht der Frau in der Volksabstimmung gefährdet sein könnte. Sie
ersuchen darum den Regierungsrat, für die kommende Volksabstimmung
über die Erteilung politischer Bürgerrechte an die Zürcher Frauen den
Modus der Doppelabstimmung, gemäss Gutachten von Prof. Kägi, noch-
mais zu prüfen und wenn irgend möglich die Fragen derart vorzulegen,
dass jeder Bürger für das integrale Stimmrecht, zugleich aber auch für
das partielle FrauenWahlrecht j a stimmen kann.

Wenn nun alles gut geht, werden die Stimmbürger ungefähr fol-
genden Stimmzettel erhalten :

Frage 1. Stimmt Ihr der Initiative Nägeli zu?

Für den Fall der Ablehnung:

Frage 2. Wollt Ihr das Gesetz über das Wahlrecht und die Wähl-
barkeit der Frauen im Kanton Zürich annehmen?
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Es leuchtet ein, dass die grundsätzlichen Befürworter der absoluten
Gleichberechtigung von Mann und Frau mit Ueberzeugung beide Fragen
mit „Ja" beantworten werden. Entfallen auf die erste Frage 51 Prozent
„Ja", ist die Initiative Nägeli angenommen, und miteingeschlossen er-
halten die Bestimmungen des Gesetzes Gültigkeit. Wird die erste Frage
mit weniger als 50 Prozent „Ja" beantwortet, die zweite dagegen mit
mehr als 50 Prozent, ist das Gesetz angenommen. Weniger als 50 Prozent
„Ja" für beide Fragen bedeutet ihre gänzliche Verwerfung.

Hoffen wir, dass alle Parteien und Einzelpersonen, die uns immer
wieder versicherten, sie würden für ein beschränktes Frauenstimmrecht
eintreten, ihr Versprechen einlösen, und wenigstens dem Gesetz zur An-
nähme verhelfen. An den Frauen ist es in erster Linie, mutig und offen
einzustehen für das, was sie als ihr Recht und ihre Pflicht als Staats-
bürgerinnen erkannt haben. a. g.

Die Gemeinden im Kanton Zürich
3. Folge (siehe Staatsbürgerin No. 2, Februar 1947, 3. Jahrgang)

Liebe Klara

„Vorbereitung und Erfüllung der Mutterpflicht schliesst nicht den
Kreis des Weibes". So lese ich bei Adalbert Stifter. Und wir Frauen
glauben, dass die Aufgaben des Staates von heute und morgen auch die
unsern sind. Der Tag wird kommen, da in diesem Sinne des Weibes
Kreis sich schliessen wird.

Ich habe Dir in meinem letzten Brief von der ordentlichen Orga-
nisationsform der politischen Gemeinde geschrieben, die für Landgemein-
den, d. h. für alle Gemeinden des Kantons Zürich mit weniger als 2000
Einwohnern gilt. Diesmal will ich Dir von der ausserordentlichen Ge-
meindeorganisation berichten, die in den §§ 88 ff. des Zürcher Ge-

meindegesetzes verankert ist. Du kannst Dir leicht vorstellen, dass die
Organisation mit der Gemeindeversammlung als oberstes Organ für grosse
Gemeinden nicht immer oder überhaupt nicht mehr zweckmässig ist.

Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern können daher durch
ihre Gemeindeordnung bestimmen, dass für gewisse Geschäfte der Ge-

meindeversammlung die Urnenabstimmung durchgeführt wird: Organi-
sation mit fakultativer Urnenabstimmung. (Kirchgemeinden mit we-
niger als 2000 Einwohnern können diese Organisationsform mit fakulta-
tiver Urnenabstimmung auch einführen, wenn die politische Gemeinde
sie besitzt).

In Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern gibt es überhaupt
keine Gemeindeversammlung mehr. Anstelle der Abstimmung und Wahlen
in der Gemeindeversammlung tritt die Urnenabstimmung. Dieser kost-
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